
Antworten der FDP Berlin auf die Wahlprüfsteine des Deutschen Hanfverbandes zur 
Abgeordnetenhauswahl 2026 
 
 
Sehr geehrter Herr Kraushaar, 
 
vielen Dank für die Übersendung Ihrer Wahlprüfsteine zur Wahl des Berliner 
Abgeordnetenhauses 2026. Wir möchten Ihnen und dem Deutschen Hanfverband 
ausdrücklich für Ihre kontinuierliche und fachlich fundierte Arbeit danken. 
Wahlprüfsteine leisten einen wichtigen Beitrag zu einer informierten demokratischen 
Willensbildung. Sie schaffen Transparenz über politische Positionen und ermöglichen 
einen sachorientierten Dialog über ein Politikfeld, das häufig von Vorurteilen statt von 
wissenschaftlichen Erkenntnissen geprägt ist. Diesen Dialog führen wir als Freie 
Demokraten gerne. 
 
Für die Beantwortung Ihrer Fragen haben wir auch Künstliche Intelligenz genutzt. Unsere 
Antworten basieren auf unserem Wahlprogramm für die Abgeordnetenhauswahl 2026 
sowie auf den Beschlüssen der FDP Berlin und wurden durch die Fachsprecherinnen 
und Fachsprecher des Landesvorstands geprüft und überarbeitet. 
 
Gerne beantworten wir Ihre Fragen wie folgt.  
 
Frage 1: 
Wie beurteilen Sie das 2024 verabschiedete Cannabisgesetz, nach dem der legale 
Besitz und Eigenanbau von Cannabis sowie Anbauvereine möglich sind? 
Die Teillegalisierung von Cannabis stellt aus unserer Sicht einen längst überfälligen 
Paradigmenwechsel in der deutschen Drogenpolitik dar. Über Jahrzehnte hat die 
Kriminalisierung erwachsener Konsumenten weder den Konsum wirksam reduziert noch 
den Schwarzmarkt zurückgedrängt. Stattdessen wurden erhebliche Ressourcen von 
Polizei und Justiz gebunden, ohne den Gesundheits- oder Jugendschutz nachhaltig zu 
verbessern. 
 
Wir begrüßen daher, dass mit dem Cannabisgesetz erstmals ein anderer Ansatz gewählt 
wurde. Die Entkriminalisierung erwachsener Konsumenten, die Möglichkeit des 
Eigenanbaus sowie die Zulassung von Anbauvereinigungen sind wichtige Schritte hin zu 
einer evidenzbasierten Drogenpolitik. Gleichzeitig betrachten wir das bestehende 
Gesetz nicht als Endpunkt der Entwicklung. Aus liberaler Sicht bestehen weiterhin 
erhebliche Defizite, insbesondere bei der Bekämpfung des Schwarzmarktes und der 
Schaffung eines tatsächlich kontrollierten legalen Angebots. Wir sprechen uns deshalb 
ausdrücklich für eine wissenschaftlich fundierte Drogenpolitik aus, die Hilfe statt Strafe 
in den Mittelpunkt stellt und sich an wissenschaftlichen Erkenntnissen statt an 
ideologischen Positionen orientiert. 



 
Wir halten es für wichtig, die gesetzlich vorgesehene Evaluation des Cannabisgesetzes 
sorgfältig auszuwerten und die gewonnenen Erkenntnisse für eine Weiterentwicklung 
der Regulierung zu nutzen. Liberale Drogenpolitik bedeutet für uns weder 
Verharmlosung noch Symbolpolitik. Sie verbindet Eigenverantwortung mit 
konsequentem Jugend- und Gesundheitsschutz sowie einer wirksamen Bekämpfung 
des illegalen Marktes. 
 
Frage 2: 
Die gesetzlichen Regelungen zur Entkriminalisierung von Cannabiskonsum und 
Anbauvereinen werden je nach Bundesland sehr unterschiedlich ausgelegt 
(Bußgeldkatalog, Konsumverbote auf Volksfesten, Genehmigung und Kontrolle von 
Anbauvereinigungen). Wollen Sie diese Ermessensspielräume eher für liberale oder 
eher für restriktive Regelungen nutzen? 
Soweit dem Land Berlin bei der Umsetzung bundesrechtlicher Vorgaben 
Gestaltungsspielräume zustehen, möchten wir diese grundsätzlich im Sinne einer 
liberalen, rechtsstaatlichen und verhältnismäßigen Verwaltungspraxis nutzen. 
 
Dabei unterscheiden wir bewusst zwischen einer konsequenten Durchsetzung des 
geltenden Rechts und einer unnötig restriktiven Auslegung. Unser Ziel ist eine 
Verwaltung, die nachvollziehbar, einheitlich und rechtssicher handelt. 
Ermessensspielräume dürfen weder zu einer faktischen Aushöhlung des 
Bundesgesetzes noch zu einer uneinheitlichen Verwaltungspraxis führen. 
 
Gleichzeitig sehen wir den Schutz Minderjähriger und den Gesundheitsschutz als 
zentrale Bestandteile einer verantwortungsvollen Regulierung. Liberale Drogenpolitik 
bedeutet deshalb nicht Regellosigkeit, sondern klare und verständliche Regeln, deren 
Einhaltung effektiv kontrolliert wird. Dort, wo das Cannabisgesetz den Ländern 
Gestaltungsmöglichkeiten eröffnet, sollten diese genutzt werden, um bürokratische 
Hürden abzubauen, Genehmigungsverfahren effizient auszugestalten und rechtssichere 
Rahmenbedingungen für alle Beteiligten zu schaffen. 
 
Wir teilen daher nicht die Auffassung, dass möglichst restriktive Auslegungen 
automatisch zu einem besseren Jugend- oder Gesundheitsschutz führen. Aus unserer 
Sicht entstehen Akzeptanz und Wirksamkeit staatlicher Regulierung vor allem durch 
nachvollziehbare, praktikable und wissenschaftlich begründete Regeln. 
 
Frage 3: 
Städte wie Frankfurt und Hannover sowie einige Berliner Bezirke haben 
wissenschaftliche Modellprojekte zur Cannabisabgabe nach § 2 Absatz 4 KCanG 
beantragt, um die Auswirkungen eines regulierten Verkaufs von Cannabis in 



Fachgeschäften zu erforschen. Wie stehen Sie zu solchen Modellprojekten in Ihrem 
Bundesland? 
 
Wir stehen wissenschaftlich begleiteten Modellprojekten grundsätzlich positiv 
gegenüber. 
 
Aus unserer Sicht bieten solche Projekte die Möglichkeit, belastbare Erkenntnisse 
darüber zu gewinnen, welche Auswirkungen unterschiedliche Regulierungsmodelle auf 
Gesundheits- und Jugendschutz, den illegalen Markt sowie das Konsumverhalten 
haben. Gerade weil Drogenpolitik häufig ideologisch geführt wird, halten wir 
wissenschaftliche Evidenz für eine unverzichtbare Grundlage politischer 
Entscheidungen. 
 
Sollten die bundesrechtlichen Voraussetzungen bestehen beziehungsweise geschaffen 
werden, unterstützen wir deshalb die Durchführung wissenschaftlicher Modellprojekte 
in Berlin. Sie können einen wichtigen Beitrag dazu leisten, die bestehende Regulierung 
weiterzuentwickeln und politische Entscheidungen auf Grundlage belastbarer Daten 
statt bloßer Annahmen zu treffen. Diese Position entspricht auch der grundsätzlichen 
Haltung der FDP, nach der eine kontrollierte Regulierung mit wissenschaftlicher 
Begleitung geeignet ist, Gesundheits- und Jugendschutz zu stärken sowie den 
Schwarzmarkt wirksamer zurückzudrängen als ein fortgesetztes Verbot. 
 
Gleichzeitig ist uns wichtig, dass Modellprojekte ihrem wissenschaftlichen Anspruch 
gerecht werden. Sie sollten transparent ausgestaltet, unabhängig evaluiert und anhand 
klar definierter Kriterien bewertet werden. Ziel muss es sein, aus den gewonnenen 
Erkenntnissen Schlussfolgerungen für eine langfristig tragfähige und evidenzbasierte 
Regulierung zu ziehen. 
 
Frage 4: 
Die Bundesregierung möchte den Zugang zu Cannabis als Medizin durch ein Verbot 
von telemedizinischer Verschreibung und ein Versandverbot für Cannabisblüten 
einschränken. Würden Sie im Bundesrat dieses Vorhaben unterstützen? 
Nach unserem Verständnis muss der Zugang zu medizinischem Cannabis in erster Linie 
nach medizinischen und nicht nach ideologischen Kriterien ausgestaltet werden. 
Cannabis als Arzneimittel ist kein Bestandteil der allgemeinen Drogenpolitik, sondern 
der Gesundheitsversorgung. 
 
Deshalb sehen wir Einschränkungen des Zugangs kritisch, sofern sie nicht durch 
belastbare wissenschaftliche Erkenntnisse oder konkrete Erkenntnisse über Missbrauch 
gerechtfertigt sind. Telemedizinische Angebote und der Versand von Arzneimitteln 
haben sich in vielen Bereichen der medizinischen Versorgung etabliert. Sie verbessern 



insbesondere für Menschen mit chronischen Erkrankungen, Mobilitätseinschränkungen 
oder langen Anfahrtswegen den Zugang zu einer notwendigen Therapie. 
 
Sollten sich im Vollzug Missbrauchsmöglichkeiten zeigen, sind diese gezielt zu 
adressieren. Pauschale Einschränkungen für alle Patientinnen und Patienten halten wir 
hingegen nicht für den richtigen Weg. Maßstab sollte stets eine hochwertige, sichere 
und patientenorientierte Versorgung sein. Entsprechend würden wir eine Initiative im 
Bundesrat anhand ihrer konkreten Ausgestaltung und ihrer medizinischen Evidenz 
bewerten. 
 
Frage 5: 
2023 wurde die gesetzliche Grundlage für wissenschaftliche Modellprojekte 
geschaffen, in denen die Auswirkungen von Substanzanalysen illegaler Drogen 
(Drug Checking) erforscht werden sollen. Befürworten Sie dies in Ihrem 
Bundesland? Würden Sie ggf. solche Projekte aus Landesmitteln fördern? 
Ja. Wir befürworten wissenschaftlich begleitete Drug-Checking-Projekte als Bestandteil 
einer modernen und evidenzbasierten Gesundheits- und Suchtpolitik. 
 
Drug Checking ist aus unserer Sicht kein Instrument zur Förderung des Drogenkonsums, 
sondern der gesundheitlichen Schadensminimierung. Ziel ist es, Konsumenten über 
Zusammensetzung, Verunreinigungen und Wirkstoffgehalte illegaler Substanzen 
aufzuklären und dadurch Gesundheitsgefahren zu reduzieren. Internationale 
Erfahrungen zeigen, dass Drug Checking zugleich ein wichtiger Zugang zu Beratung und 
Prävention sein kann. 
 
Diese Einschätzung entspricht auch den Beschlüssen der FDP Berlin, die sich seit 
mehreren Jahren für wissenschaftlich begleitete Drug-Checking-Angebote als 
Bestandteil einer modernen Suchtpolitik ausspricht. Voraussetzung ist für uns eine enge 
Verzahnung mit qualifizierter Beratung, Präventionsangeboten und wissenschaftlicher 
Evaluation. 
 
Soweit hierfür Landeskompetenzen bestehen und die Projekte wissenschaftlichen 
Qualitätsanforderungen entsprechen, stehen wir einer Förderung aus Landesmitteln 
grundsätzlich offen gegenüber. Entscheidend ist für uns, dass der Mitteleinsatz 
nachvollziehbar evaluiert wird und die Projekte einen nachweisbaren Beitrag zum 
Gesundheits- und Verbraucherschutz leisten. 
 
Frage 6: 
Wie stehen Sie zur flächendeckenden Einführung von THC-Speicheltests anstelle 
von Urintests bei Verkehrskontrollen? Sehen Sie wegen des CanG und des neuen 
THC-Grenzwertes einen Bedarf für mehr Verkehrskontrollen? 



Wir begrüßen den Einsatz moderner und wissenschaftlich geeigneter Testverfahren, 
sofern diese rechtssicher, verhältnismäßig und aussagekräftig sind. 
 
Vor diesem Hintergrund sehen wir THC-Speicheltests grundsätzlich als geeignetes 
Instrument, um Verkehrskontrollen zielgerichteter durchzuführen als dies mit 
klassischen Urintests häufig möglich war. Während Urintests auch einen lange 
zurückliegenden Konsum nachweisen können, ermöglichen moderne Speicheltests eine 
deutlich stärkere Orientierung an einem zeitnahen Konsum und sind damit besser 
geeignet, tatsächliche Verkehrssicherheitsrisiken zu identifizieren. 
 
Für uns gilt dabei ein klarer Grundsatz: Nicht der frühere Konsum, sondern die konkrete 
Beeinträchtigung der Fahrtüchtigkeit ist entscheidend. Wer berauscht ein Fahrzeug 
führt, gefährdet andere Verkehrsteilnehmer und muss mit konsequenten Sanktionen 
rechnen. Dies gilt unabhängig davon, ob die Beeinträchtigung durch Cannabis, Alkohol 
oder andere berauschende Substanzen verursacht wurde. 
 
Einen generellen Bedarf für anlasslose oder flächendeckend ausgeweitete 
Verkehrskontrollen allein aufgrund der Teillegalisierung von Cannabis sehen wir 
hingegen nicht. Die Polizei sollte ihre Ressourcen risikoorientiert einsetzen. 
Entscheidend ist eine effektive Verkehrsüberwachung dort, wo konkrete Anhaltspunkte 
für eine Beeinträchtigung bestehen oder besondere Gefährdungslagen vorliegen. So 
werden sowohl die Verkehrssicherheit als auch die Grundrechte der Bürger bestmöglich 
gewahrt. 
 
Frage 7: 
Welche drogenpolitischen Initiativen gab es von Ihrer Fraktion in der aktuellen 
Legislaturperiode? (Bitte listen Sie Anträge, Anfragen etc. konkret und mit Link auf, 
damit wir Ihre parlamentarische Arbeit besser einschätzen können!) 
Die FDP Berlin ist in der aktuellen Legislaturperiode nicht im Berliner Abgeordnetenhaus 
vertreten. Daher konnten wir in dieser Wahlperiode keine parlamentarischen Initiativen, 
Anträge oder Anfragen im Landesparlament einbringen. 
 
Wir möchten diese Frage daher transparent beantworten, anstatt auf Initiativen früherer 
Legislaturperioden zu verweisen, die unsere aktuelle politische Schwerpunktsetzung 
nur eingeschränkt widerspiegeln würden. 
 
Unsere Positionen ergeben sich vielmehr aus unserem beschlossenen Wahlprogramm 
zur Abgeordnetenhauswahl 2026 sowie aus den Beschlüssen des Landesverbandes. 
Darin setzen wir uns für eine moderne, evidenzbasierte Drogenpolitik ein, die 
Gesundheitsschutz, Eigenverantwortung und den Kampf gegen den organisierten 
Schwarzmarkt miteinander verbindet. Dazu gehören insbesondere: 



• die Unterstützung wissenschaftlich begleiteter Modellprojekte zur 
Weiterentwicklung der Cannabisregulierung, 

• die Befürwortung von Drug Checking als Instrument der gesundheitlichen 
Schadensminimierung, 

• eine verhältnismäßige und rechtsstaatliche Umsetzung des Cannabisgesetzes, 
• sowie eine Drogenpolitik, die wissenschaftliche Erkenntnisse stärker 

berücksichtigt als symbolpolitische Verbote. 
 
Wir halten es für sachgerechter, unsere politischen Positionen an den heute gültigen 
Beschlüssen unseres Landesverbandes und unserem aktuellen Wahlprogramm zu 
messen als an parlamentarischen Aktivitäten aus einer früheren Wahlperiode. 
 
Frage 8: 
Welche drogenpolitischen Initiativen planen Sie in der nächsten Legislaturperiode? 
Unser Ziel ist eine Drogenpolitik, die sich konsequent an den Zielen des Gesundheits- 
und Jugendschutzes orientiert und deren Wirksamkeit anhand wissenschaftlicher 
Erkenntnisse überprüfbar ist. Repressive Maßnahmen sind dort notwendig, wo sie dem 
Schutz anderer dienen oder organisierte Kriminalität bekämpfen. Wo sie hingegen 
nachweislich keine positiven Wirkungen entfalten, sollten sie durch wirksamere 
Instrumente ersetzt werden. 
 
Für die nächste Legislaturperiode sehen wir deshalb insbesondere folgende 
Schwerpunkte: 

• eine konsequent evidenzbasierte Weiterentwicklung der Berliner Drogenpolitik, 
• die Unterstützung wissenschaftlicher Modellprojekte zur regulierten 

Cannabisabgabe im Rahmen der bundesrechtlichen Möglichkeiten, 
• den weiteren Ausbau von Präventions-, Beratungs- und Hilfsangeboten, 
• die Etablierung und wissenschaftliche Begleitung von Drug-Checking-Angeboten, 
• eine bürgerfreundliche, rechtssichere und unbürokratische Umsetzung des 

Cannabisgesetzes, 
• sowie eine konsequente Konzentration der Strafverfolgungsbehörden auf 

organisierte Betäubungsmittelkriminalität, illegalen Handel und den Schutz 
Minderjähriger. 

 
Dabei bleibt für uns der Grundsatz maßgeblich, dass staatliches Handeln dort 
entschlossen sein muss, wo andere gefährdet werden, zugleich aber die 
Eigenverantwortung erwachsener Menschen respektiert werden sollte, sofern keine 
Rechte Dritter beeinträchtigt werden. 
 
Frage 9: 



Wie stehen Sie grundsätzlich zur vollständigen Legalisierung von Cannabis, also 
einer bundesweiten, vollständigen Regulierung des existierenden 
Cannabismarktes mit Fachgeschäften wie z. B. in Kanada? 
Wir halten eine kontrollierte und umfassend regulierte Freigabe des Cannabismarktes 
grundsätzlich für den folgerichtigen nächsten Entwicklungsschritt, sofern sie 
wissenschaftlich begleitet wird und die Ziele des Gesundheits-, Jugend- und 
Verbraucherschutzes besser erreicht als das bisherige System. 
 
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass ein weitgehend unregulierter Schwarzmarkt 
weder wirksamen Jugendschutz gewährleistet noch Qualitätskontrollen ermöglicht oder 
organisierte Kriminalität wirksam zurückdrängt. Eine regulierte Abgabe über lizenzierte 
Fachgeschäfte kann demgegenüber klare Alterskontrollen, verbindliche 
Qualitätsstandards, Verbraucherinformation sowie eine wirksamere Marktaufsicht 
ermöglichen. 
 
Gleichzeitig möchten wir darauf hinweisen, dass eine vollständige Regulierung des 
Cannabismarktes ausschließlich auf Bundesebene entschieden werden kann. Das Land 
Berlin verfügt hierfür über keine eigene Gesetzgebungskompetenz. Berlin kann jedoch 
wissenschaftliche Modellprojekte unterstützen, Erfahrungen in die bundespolitische 
Debatte einbringen und sich im Bundesrat für eine sachgerechte Weiterentwicklung des 
Rechtsrahmens einsetzen. 
 
Für uns ist dabei entscheidend, dass jede Weiterentwicklung der Regulierung anhand 
objektiver Kriterien bewertet wird. Maßstab sind nicht ideologische Vorstellungen, 
sondern die Frage, welches Regelungsmodell den besten Jugend- und 
Gesundheitsschutz gewährleistet, den illegalen Markt wirksam zurückdrängt und Polizei 
sowie Justiz auf die Bekämpfung schwerer Kriminalität konzentrieren kann. 
 
 
Sehr geehrter Herr Kraushaar, 
 
wir danken Ihnen nochmals herzlich für die Übersendung Ihrer Wahlprüfsteine und Ihr 
Interesse an den Positionen der FDP Berlin. Der offene und fachliche Austausch 
zwischen Politik und Zivilgesellschaft ist aus unserer Sicht ein wesentlicher Bestandteil 
einer lebendigen Demokratie. Gerade in der Drogenpolitik halten wir es für wichtig, 
Debatten auf Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse, praktischer Erfahrungen und 
rechtsstaatlicher Prinzipien zu führen. 
 
Für Rückfragen oder einen vertiefenden persönlichen Austausch stehen wir Ihnen 
jederzeit gerne zur Verfügung und freuen uns auf den weiteren Dialog. Fragen und 
Antworten zu diesem Wahlprüfstein werden wir auch auf unserer Website 
veröffentlichen.  



Mit freundlichen Grüßen 
 
Christoph Meyer 
Landesvorsitzender und Spitzenkandidat der FDP Berlin 


